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Abanderung von Stiftungssatzungen
nach schweizerischem Zivilrecht.

Von Dr. W. Schonenberger, Bundesrichter, Lausanne.

Die Stiftung gehort zu den auf lange Frist angelegten
Einrichtungen. Nach dem Willen des Stifters und nach
Meinung der positiven Rechte soll sie der Idee nach sogar
auf alle folgenden Zeiten bestehen. Wie bei allen lang-
fristigen Rechtsverhaltnissen und auf lange Dauer berech-
neten Rechtsinstituten erhebt sich dabei unausweichlich
die Frage, welchen Einflull verinderte Verhiltnisse haben
und wie ihnen Rechnung getragen werden kann.

Nach ihren Verhiltnissen im Hinblick auf das hier zu
behandelnde Problem der Abinderbarkeit der Stiftungs-
satzungen lassen sich innerhalb der Stiftungen heute zwei
Gruppen unterscheiden.

Der herkémmliche oder klassische Typus der Stif-
tung, der auch unserem ZGB als Urbild diente, wird da-
durch gekennzeichnet, dafl die Stiftung nach ihrer Errich-
tung vom Stifter (zumeist eine physische Person) unab-
hangig ist und hinsichtlich Vermégen, Vermogensverwen-
dung und Destinataren praktisch mit gleichbleibenden,
stabilen Verhaltnissen rechnen kann.

Eine neuere Art der Stiftung bilden die Personal-
firsorgestiftungen?). Sie sind seit etwa 25 Jahren

1) Vgl. dazu Wolfensberger, Die Wohlfahrtsfonds industriel-
ler Unternehmungen im schweiz. Recht, Ziircher Diss., 1927; Guhl,
Die rechtliche Form fiir die Organisation der Wohlfahrtseinrich-
tungen bei Aktiengesellschaften und Genossenschaften (Die schweiz.
AG., Bd. 10, 1938, S. 209f., 2371f.); Meister, Die Pensionskasse
als Wohlfahrtsfonds der AG., insbesondere in Form der Stiftung,
Ziircher Diss., 1941; Zingg, Die Rechtsstellung der Destinatire
bei Personalfiirsorgestiftungen von privaten Unternehmungen,
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aktuell geworden und stellen heute ein gelidufiges juristi-
sches Mittel zur Verwirklichung der Firsorge fiir das
Personal eines Unternehmens dar. Fiir sie ist charakteri-
stisch die organisatorische Verkniipfung von Stiftung und
stiftendem Unternehmen, sodann die Tatsache der sich
wiederholenden Aufnung des Stiftungsvermogens durch
periodische Zuwendungen des stiftenden Unternehmens,
ferner eine ausgesprochene finanzielle und schicksalsméifige
Abhangigkeit der Stiftung vom Gedeihen und vom Bestand
dieses Unternehmens. Stifter ist hier in der Regel eine
juristische Person (oder eine Kollektiv- oder Kommandit-
gesellschaft), die nicht stirbt, weshalb hier von seiten des
Stifters die Moglichkeit und tatsidchlich auch das Be-
streben vorhanden ist, die Tatigkeit der Stiftung (durch
Vorbehalt einer Organstellung, satzungsmifBlige Mitwir-
kungsrechte, Kontrolle usw.) dauernd zu verfolgen und
zu beeinflussen, ja sogar die Stiftungsordnung bei ver-
anderter Situation umzugestalten.

Die Personalfiirsorgestiftungen wurden bei Schaffung
des ZGB nicht vorausgesehen. Das Stiftungsrecht des ZGB
palt denn auch in verschiedener Beziehung nicht so ganz
darauf. In diesem Punkte ist die Meinung bezeichnend,
welche das Eidg. Justizdepartement noch im Jahre 1921
zu einem von Prof. Eugen Huber begutachteten Falle
vertrat, der einen Unterstiitzungsfonds fiir die Angestell-
ten einer AG betraf. Hier wurde ausgefiithrt: «Das Gesetz
wolle die Rechtsform der Stiftung vornehmlich gemein-
niitzigen und wohltatigen Institutionen vorbehalten, denen
besondere Garantien fiir die dauernde, richtige Erfiillung
des Zweckes auch nach dem Tode des Stifters zuteil
werden sollten. Das treffe hier nicht zu; im Fall der Auf-
Ziircher Diss., 1943 (zitiert Zingg, Destinatire); Valér, Das Stif-
tungsrecht, das Recht der Personalfiirsorgestiftungen, 1945;
Zingg, Die Organisation der betrieblichen Wohlfahrtseinrichtun-
gen nach dem Vorentwurf zu einem Bundesgesetz iiber die Arbeit
im Handel und in den Gewerben (Die schweiz. AG., Bd. 18, 1945/6,

S.164 1., 1891f.); Meier, Die Genossenschaft als Rechtsform fiir
die Pensionskasse, Ziircher Diss. 1946.
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losung der Gesellschaft verlére auch die Stiftung ihren
Zweck. Die Konstituierung von durchaus an das stiftende
Rechtssubjekt gebundenen Institutionen liege nicht im
Sinne des Gesetzes, werde aber allerdings auch nicht ver-
boten 2).»

Aber dieser neue Stiftungstypus ist nun einmal Tat-
sache. Stiftungen zu Personalfiirsorgezwecken werden seit
dem ersten Weltkrieg und neuerdings durch steuerliche
Begiinstigung gefordert, ebenso durch eine entgegenkom-
mende Regelung im revOR von 1937 (Art. 673, 862, Uber-
gangsbhestimmungen zum OR, Art. 3).

Aufgabe der Rechtswissenschaft und der Praxis ist es,
sich mit dieser neuen Anwendungsform der Stiftung aus-
einanderzusetzen und den Weg zu weisen.

Hinsichtlich des hier zu behandelnden Problems der
Ab#inderung der Stiftungssatzungen verhalten sich die
beiden Stiftungstypen verschieden. Das Problem stellt
sich zwar in beiden Fillen, aber verschieden hiufig und
aus verschiedenartigen Griinden.

Beim klassischen Typus der Stiftung sind Begehren
auf Anderung der Stiftungssatzungen eine verhiltnismaBig
seltene Erscheinung.

Bei den Personalfiirsorgestiftungen dagegen sind
die Verhaltnisse beim Stifter, bei der Stiftung, bei den
Destinataren aus den oben angefiihrten Griinden dauernder
Wandlung unterworfen. Hier stellt sich daher der Wunsch
oder die Notwendigkeit sehr hiufig ein, solche Stiftungen
den verinderten Verhéltnissen, den neuen Bediirfnissen,
der Entwicklung der Stifterfirma anzupassen.

Zu dieser allgemeinen, im Wesen der Personalfiir-
sorgestiftungen beruhenden Veranlassung zu Satzungs-
anderungen kommt nun in neuerer Zeit noch einspezieller
Grund zu Begehren auf Abédnderung einzelner Stiftungs-
bestimmungen. Er liegt im Steuerrecht. Fiir Einrichtungen
und Zuwendungen zur Fiirsorge fiir Arbeiter und Ange-

?) Burckhardt, Schweizerisches Bundesrecht Bd.3Nr.1287I1.
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stellte gewiahren verschiedene Steuerrechte unter gewissen
Voraussetzungen Steuervergiinstigungen, Steuerfreiheit; so
vor allem auf eidgendssischem Boden Art. 16 des Wehr-
steuerbeschlusses und Art. 5 des Kriegsgewinnsteuerbe-
schlusses. Steuerfreiheit fiir Fiirsorgeaufwendungen wird
nach Art.5 Abs. 3 lit. b des Kriegsgewinnsteuerbeschlusses
nur gewihrt, wenn diese Aufwendungen in einer Weise
sichergestellt sind, dafl jede spitere zweckwidrige Ver-
wendung ausgeschlossen ist. Die eidg. Steuerverwaltung
machte nun in zahlreichen Fallen die Steuerbefreiung da-
von abhingig, daf3 an Stiftungsurkunden gewisse Anderun-
gen getroffen werden. Um die Steuerfreiheit fiir Zuwendun-
gen an Personalfiirsorgestiftungen zu erlangen, haben
zahlreiche Personalfiirsorgestiftungen oder die hinter diesen
Stiftungen stehenden «stiftenden» Unternehmen in den
letzten Jahren bei den fiir die Stiftungsinderung zustin-
digen Aufsichtsbehérden Gesuche um Bewilligung von
Satzungsidnderungen gestellt. Die einen Behorden gingen
hiebei davon aus, dal dem ZGB der Grundsatz der Un-
abanderlichkeit der Stiftungssatzungen zugrunde liege; sie
bewilligten daher Abanderungen nur im engen Rahmen
von Art. 85 und 86 ZGB und etwa noch dort, wo sich der
Stifter in der Stiftungsurkunde das Recht zu Anderungen
vorbehalten hatte. Andere Behorden erteilten die Bewilli-
gung ohne derartige Bedenken, sogar sehr weitherzig. In
den vergangenen Jahren wurden zahllose Stiftungssatzun-
gen aus solcher Veranlassung abgeindert3).

Angesichts der Tatsache, dall aus den genannten
Griinden allgemeiner oder besonderer Art Begehren auf
Anderung der Satzungen von Personalfiirsorgestiftungen
sehr haufig gestellt werden, rechtfertigt sich eine grund-
siatzliche Untersuchung der Frage nach der Abanderlichkeit
von Stiftungssatzungen auf Grund des ZGB.

8) So hat zum Beispiel der Regierungsrat des Kantons Bern
allein im Jahre 1943 in 49 Fillen Gesuchen um Anderung der
Organisation und des Zweckes von Stiftungen entsprochen.
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L.

Zur Abklarung der gestellten Frage seien folgende
allgemeine Ausgangspunkte festgehalten:

Gemal Art. 80—89 ZGB ist die Stiftung eine juristische
Person, deren Entstehung und deren Wirken auf dem Wil-
len des Stifters beruht.

Materielle Voraussetzung ihrer Entstehung ist die Be-
stimmung eines besonderen Zweckes und die Widmung
eines Vermogens zu dessen Verfolgung.

Der Zweck der Stiftung dominiert alles. Die Zweck-
setzung ist nicht blofl Erfordernis fiir die Entstehung der
Stiftung. Der Zweck bedingt und bestimmt die Organisa-
tion, die Verwaltung, den Aufbau. Er ist Grundlage und
Rahmen und letzter Gesichtspunkt fiir die der Idee nach
«auf alle folgenden Zeiten» angelegte Wirksamkeit und fiir
das rechtliche Schicksal der Stiftung. Zur Erreichung des
Zweckes hat die Aufsichtsbehorde gemif3 Art. 83 ZGB die
anfanglich fehlende oder unzureichende Organisation zu
erginzen, gemill Art.84 ZGB dauernd iiber die dem
Zweck entsprechende Verwendung des Stiftungsvermogens
zu wachen. Zur Wahrung des vom Stifter gesetzten Zwek-
kes gestatten Art. 85 und 86 ZGB einer besondern Behorde
gewisse Anderungen der Organisation, eine Neufassung des
dem richtig verstandenen Stifterwillen fremd gewordenen
Zweckes. Wegen Unerreichbarkeit des Zweckes erfolgt
Aufhebung der Stiftung, Art. 88 ZGB.

Der Zweck der Stiftung ist nun aber nichts anderes als
der Wille des Stifters. Seinen Ausdruck erhilt dieser
Wille in der Stiftungsurkunde. Der Wille des Stifters also
ist dergestalt der mallgebende Faktor, der leitende Gesichts-
punkt.

Damit dieser im Zweck der Stiftung verkorperte Wille
des Stifters von Dauer und vor unerwiinschten Anderungen
gefeit sei, hat der Gesetzgeber dieses Zweckvermdogen juri-
stisch verselbstandigt, als juristische Person behandelt.
Aus der Tatsache, dal} die Stiftungselbstdndiges Rechts-
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subjekt ist, ergeben sich unter anderem zum vornherein
Schranken gegen Eingriffe von Dritten, von Behorden, so-
gar Schranken gegeniiber spatern Einwirkungen des Stif-
ters selbst, wie in anderem Zusammenhang zu erortern
bleibt.

Das Gesetz begniigt sich aber nicht mit diesem Mittel
juristischer Technik. Als zweiter Behelf zur Erreichung die-
ses Zieles erscheint die Betrauung staatlicher Behor-
den mit besondern Pflichten und Kompetenzen nach drei
Richtungen: Ergidnzung der anfinglichen ungeniigenden
Organisation, Aufsicht liber die Einhaltung des Zweckes
bei der Vermdgensverwendung, ausschliefSliche Kompetenz
zur Anderung der Organisation oder des Zweckes in ge-
wissen Fallen. Die Einrichtung der staatlichen Aufsicht soll
dem Stifter, insbesondere fiir die Zeit nach seinem Tod, die
Gewahr dafiir bieten, dal} die Stiftung in seinem Sinn weiter-
lebt und den von 1hm gesetzten Zweck verwirklicht.

Bei den hier besonders interessierenden Bestimmungen
iiber die « Umwandlung der Stiftung» (Art. 85 und 86 ZBG)
fallt zunéchst der enge Rahmen auf. Das Gesetz erwiahnt
weder eine Anderungsbefugnis des Stifters, noch der Stif-
tungsverwaltung (im IFolgenden der Einfachheit halber als
Stiftungsrat bezeichnet). Es riumt, jedenfalls ausdriicklich,
nur. einer besondern staatlichen Umwandlungsbehorde
(Anderungsbehirde) die Kompetenz zur Anderung der Or-
ganisation und zur Anderung der Zweckumschreibung ein,
und auch dies nur gestiitzt auf einen Antrag der Aufsichts-
behorde und im Grunde nur zur Erhaltung des dem Zweck
der Stiftung dienenden Vermoégens und zur Wahrung des
richtig verstandenen Zweckes der Stiftung, das hei3t eben
zur Sicherstellung der Erfiilllung des der Stiftung zugrunde
liegenden Stifterwillens. '

So erscheint der Stifterwille, wie er in der Stiftungs-
urkunde definitiv festgelegt wurde, als der alles beherr-
schende Gesichtspunkt. Er soll auf alle folgenden Zeiten
bestimmend sein. Und darum gebrauchte der Schopfer des
ZGB, Prof. Eugen Huber, bei der Gesetzesberatung fir
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die Stiftung das Bild einer «ewigen Anstalt». Nach dem
Gesagten ist sie das, wenigstens der Idee nach.

Hieraus wurde der Grundsatz der Unabadnderlich-
keit der Stiftungsurkunde abgeleitet, und es wird nicht
selten angenommen, dafl Abidnderungen nur im engen
Rahmen der Art. 85 und 86 ZGB zuléssig seien. Diese Fol-
gerung erscheint vielen als das Grundgesetz des Stiftungs-
rechtes und als die unverriickbare Garantie fiir die Verwirk-
lichung des Stifterwillens?*). Der Wille des Stifters erscheint
bei solcher Betrachtungsweise als unantastbar, die Stif-
tungsurkunde als etwas grundsitzlich Unabanderliches.

Damit erhebt sich aber ein bedeutsames Problem,
eben die Frage nach der Bedeutung verinderter Verhilt-
nisse bei der Stiftung, und zwar bei jeder Art derselben.

Bluntschli hat dieses Problem klar formuliert in sei-
nem Kommentar zu § 56 des alten Ziircher Privatrecht-
lichen Gesetzbuches?®):

«Die absolute Unverdnderlichkeit der Stiftungsord-
nungen ist im Widerspruch mit der Natur der menschli-
chen Verhaltnisse, die nach dem gottlichen Gesetze einer
steten Wandelung unterworfen sind. Eine frivole Ab-
anderung derselben je nach wechselnden Launen und
Stimmungen aber gefihrdet den dauernden Bestand der

%) Tuor, Das schweiz. Zivilgesetzbuch, 4.Aufl. 1940, bemerkt
S. 115, die Stiftung sei «ein starres, unbewegliches, dem Fort-
schritt verschlossenes Gebilde. Die Organe haben nur Verwaltungs-
befugnis, sie konnen das Wesen, den Zweck, die Gestalt der Stiftung
nicht dndern»; ferner S. 116, die im Rahmen von Art. 85 und 86
ZGB zugelassene Anderung der Stiftung stelle eine «ganz aufler-
ordentliche MaBnahme» dar, die nur bei Vorliegen «ganz wichtiger
Griinde» getroffen werden diirfe, und «auch dies nur, wenn die
Behorde nicht vorzieht, die Stiftung nach Art. 88 iiberhaupt ein-
gehen zu lassen».

Hinweise auf das Prinzip der Unabinderlichkeit finden sich
nicht selten in den Verwaltungsentscheiden der Bundesbehorden;
davon wird weiter unten noch die Rede sein.

%) Bluntschli, Ziircher Privatrechtliches Gesetzbuch, Bd. 1,
S. 68/9, 4. Auflage, 1871; gleichlautend die Bemerkungen zu § 45
der Schneiderschen Ausgabe, 1888, S. 63.
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Stiftung und damit die ganze auf Dauer berechnete In-
stitution. Die Wahrheit ist auch hier nicht in den Ex-
tremen, sondern in der Mitte. Es mull sowohl gesorgt
werden fiir die Moglichkeit der Abanderung, als Garan-
tien dafiir erforderlich sind, dafl die Abinderung nur aus
guten Griinden und im Geiste der Stiftung selbst ge-
schehe.»

Dieses Problem wird auch in der neuesten Literatur zum
Z.GB genau gleich gesehen. Egger bezeichnet das Stiftungs-
recht des ZGB als liickenhaft; viele und wichtige Fragen
seien im Gesetz nicht geregelt; manche Fragen finden ihre
Antwort im Gewohnheitsrecht; «im tibrigen», sagt Egger®),
«muf} die ndhere Ausgestaltung durch das richterliche und
behordliche Recht erfolgen. Die zustidndigen Behérden
sehen sich vor dullerst heikle Fragen gestellt. Sie miissen
dem Willen des Stifters Nachachtung verschaffen und allen
Zumutungen, von ihm abzuweichen, begegnen. Sie miissen
die Stiftung aber auch lebensfihig erhalten und nicht
nach dem Worte, sondern nach dem Sinn und Geist der
Stiftererklarung handeln. Sie miissen der Stiftung die
Festigkeit und Selbstindigkeit erhalten, welche ihr nach
ithrem Wesen und ihrer Aufgabe zukommen mulf, und diir-
fen ihr doch nicht die Beweglichkeit und Anpassung an die
tatsachlichen Verhéltnisse versagen. Die behérdliche Auf-
sicht vor allem mufl bestimmt und wirksam sein, wie das
Gesetz es fordert, und doch wieder mit aller Weitherzigkeit
geiibt werden, welche die Besonderheit des Stiftungswesens
erheischt.»

Ahnlich hat Siegwart? das Problem aufgefafit. Er
fand, das Schwergewicht des Stiftungsrechtes des ZGB
liege in den Abweichungen von der logischen Konse-

¢) Egger, Kommentar zum Personenrecht, 2. Aufl.,, Vorbem.
N. 7 zum Stiftungsrecht.

) Siegwart, Die Behandlung der Fonds zu Wohlfahrts-
zwecken fiir Arbeiter und Angestellte im kommenden schweizeri-
schen Aktienrecht, Freiburger Festgabe fiir Prof. Lampert, 1925,
S. 100 ff., speziell S. 101.
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quenz des Stiftungsbegriffes. Bei der Stiftung mit ihren
so langfristigen, ja meistens zeitlich unbefristeten Anord-
nungen miisse man mehr als beiirgendeinem andern Rechts-
geschiaft «eine unausgesprochene Clausula rebus sic
stantibus annehmen», und keine Riicksicht auf die Ver-
kehrssicherheit hindere hier, «in der Folgezeit die Verhalt-
nisse dieser Klausel entsprechend zu gestalteny.

Es ist oben in der Einleitung dargelegt worden, aus wel-
chen allgemeinen oder besonderen Griinden die Aufsichts-
behorden heutzutage immer hiufiger vor diese heikle Frage
gestellt sind, ob und unter welchen Voraussetzungen Sat-
zungsinderungen, insbesondere bei Personalfiirsorgestif-
tungen, bewilligt werden diirfen oder miissen. Die Schwie-
rigkeit liegt in der Findung eines praktisch brauchbaren
Leitsatzes und in der Beurteilung des Einzelfalles.

I1.

Wie haben sich Gesetz, Theorie und Praxis mit die-
sem Problem auseinandergesetzt und welche Losungen ha-
ben sie gefunden ?

a) Das Z GB bietet in Art. 85 und 86 fiir zwei Fille eine
Losung, namlich fiir die Anderung der Organisation und
fiir die Anderung des Zweckes. Die Abianderung der Orga-
nisation kann durch die Anderungsbehérde dann ange-
ordnet werden, wenn die Erhaltung des Vermogens oder die
Wahrung des Zweckes der Stiftung die Anderung dringend
erheischt. Eine Anderung des Zweckes kann die Ande-
rungsbehorde verfiigen, wenn der urspriingliche Zweck
eine ganz andere Bedeutung oder Wirkung erhalten hat, so
dafB die Stiftung dem Willen des Stifters offenbar entfrem-
det worden ist. Blof} eine Variante hievon bildet die unter
gleichen Voraussetzungen mogliche Aufhebung oder Ande-
rung von Auflagen oder Bedingungen, die den Stiftungs-
zweck beeintrachtigen, Art. 86 Abs. 2 ZGB.

Vielfach wurde nun diese gesetzliche Regelung als ab-
schlieBend betrachtet, und es wurde aullerdem angenom-

Zeitschrift fiir Schweizerisches Recht. Neue Folge Band 66. 4
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men, es handle sich dabei um «ganz aullerordentliche Ma@-
nahmen», deren Voraussetzungen an strengem Mal-
stabe zu messen seien?).

Es wird spéater gepriift, ob das Gesetz in dieser Weise
verstanden werden mul} oder darf. Hier sei zunichst dar-
gelegt, wie Theorie und Praxis unter Verwendung verschie-
dener Behelfe das Resultat zu mildern suchten, das sich aus
dieser engen Auslegung des ZGB notgedrungen ergibt.
Es hat sich namlich in vielen Fallen gezeigt, dal an sich
wiinschenswerte und verniinftige Anderungen verweigert
werden miissen, wenn man sich gewissenhaft an die stren-
gen Voraussetzungen der beiden gesetzlichen Anderungs-
tatbestiande hélt. Und da man den unverkennbaren prak-
tischen Bediirfnissen der Stiftungen doch irgendwie gerecht
werden mullte, griff man zu den folgenden Behelfen.

b) Wissenschaft und Praxis lassen einen Anderungs-
vorbehalt des Stifters (fiir sich oder fiir den Stiftungs-
rat) zu, wenn der Vorbehalt in der Stiftungsurkunde aus-
gesprochen ist?). :

Ich billige diese Auffassung. Gewa 1st die Stiftung eine
selbstindige juristische Person, und sie steht, einmal ins
Leben gerufen, auf eigenen Fiilen. Aber ihre Rechtsfihig-
keit, ihre rechtliche Personlichkeit, ist anderer Art als die-
jenige des Menschen, der von Natur aus Rechtssubjekt ist.
Sie ertrigt daher Beschrinkungen. Die juristische Person
entsteht und erhilt ihren Zweck durch den Griinder, die
Stiftung durch den Stifter. Ihr Sinn und ihre Daseinsbe-
rechtigung werden getragen durch den ihr gesetzten Zweck.
Der Zweck aber ist bei der Stiftung der Wille des Stifters,
wie friiher (I) festgestellt. Wenn die Stiftung als solchedurch

8) Siehe oben Note 4, ferner die unten folgenden Hinweise,
insbesondere auf Verwaltungsentscheidungen (zit. VerwEntsch.).

%) Vgl. Egger, Kommentar zum Personenrecht Art. 81 N. 11,
Art. 85/86 N.2; Schweizer, Beaufsichtigung der Stiftungen,
Zircher Diss., 1927, S. 80/1, 84, 20/4; Eberle, Die Behandlung
derStiftungen im schweiz. Recht, Berner Diss., 1929, S. 162/3; Ver-

waltungsentscheidungen der Bundesbehodrden (zit. VerwEntsch.)
1938 Nr. 35 mit weitern Angaben, 1937 Nr. 48.
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den Willen des Stifters geschaffen wird, Zweck und Mittel
vom Stifter bestimmt werden koénnen, so mull es dem
Grundsatze nach auch zulissig sein, dafl der Stifter sich
eine Einwirkung, vor allem Anderungen der Organisation
oder des Zweckes oder besonderer Bestimmungen, vorbehilt.

Unzuléassig sind indessen Vorbehalte, die mit dem We-
sen der Stiftung, wie es aus dem ZGB ersichtlich ist, un-
vereinbar erscheinen oder die dem Sinn der konkreten
Stiftungserrichtung widersprechen19).

Die Schwierigkeit liegt naturgemi in der Entscheidung
des Einzelfalles. Als Wegweiser dienen folgende zwei Fest-
stellungen: Nach ihrer Entstehung ist die Stiftung ein
selbstandiges Rechtssubjekt. Ihr Zweck und die Ver-
mogenswidmung sind definitiv festgelegt, auch fiir den
Stifter.

Hiemit ist vereinbar die Errichtung einer Stiftung mit
zeitlich begrenztem Zweck, zum Beispiel eine Stiftung fir
die Wehrmaéanner, die im vergangenen Aktivdienst erkrankt
sind. Der Stifter kann auch zeitlich sich ablésende Zwecke
vorsehen (Sukzessivstiftung). Aber er kann nicht eine ihrem
Zwecke nach dauernde Stiftung einer auf freiem Ermessen
beruhenden Befristung unterstellen!?).

Ebensowenig kann der Stifter fiir sich selbst oder fiir
den Stiftungsrat eine Anderung des Zweckes nach freiem
Ermessen vorbehalten. Das ginge ans Mark der Stiftung
selbst. Moglich ist dagegen ein materieller und konkreter
Anderungsvorbehalt, dahingehend, daBl beim Eintreten ge-
wisser Tatsachen die Organisation oder auch der Stiftungs-
zweck in bestimmter Weise abgesindert oder die Stiftung
selbst aufgehoben werden soll. Aber nur wenn diese Tat-
sachen geniigend deutlich umschrieben sind, kann man
sagen, die Anderung sei durch den Willen des Stifters be-

10) Ich stimme damit im Prinzip jener Begrenzung des Ande-
rungsvorbehaltes zu, welche Egger Art. 81 N. 11 vertritt.

11) Vgl. zur Frage reiner Befristung und resolutiver Bedingung
bei Stiftungen einldfllich, zum Teil etwas weitergehend, Schwei-
zer, a. a.0., S. 19—22, 26, 84, 80/1.
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stimmt. Nicht angingig wire demnach etwa die Erméachti-
gung des Stiftungsrates, nach gewisser Zeit den Zweck
der Stiftung zu dndern!?). Ich billige also die in diesem
Punkte stindige Praxis der Verwaltungsbehorden des
Bundes3). Unstatthaft ware daher ein allgemeiner Vor-
behalt des Stifters dahin, auch den Zweck umzugestalten,
ithn nach den gemachten Erfahrungen neu zu umschrei-
ben, insbesondere ihn zu erweitern, die Stiftung neuen
Destinataren dienstbar zu machen. Nur auf Grund eines
wie erwihnt zum voraus festgelegten prizisen Vorbehaltes
kann dem Willen des Stifters auf Anderung des Zweckes
Raum gewihrt werden, aber nicht nach seinem Ermessen,
noch weniger nach Gutfinden des Stiftungsrates!?). Ich
halte es fiir zulassig, dafl der Stifter sich eine Verengerung
oder Erweiterung des Kreises der Destinatire vorbehilt.
Aber ganzlich konnte er diesen Kreis trotz Vorbehaltes
nicht aufheben, weil dies der Aufhebung des Stiftungs-
zweckes gleichkiame.

Ein generelles Aufhebungsrecht, ein Widerrufsrecht,
ein Auflésungs- oder Zerstorungsrecht in der Hand des
Stifters oder des Stiftungsrates gegeniiber der Stiftung kann
es nicht geben. Moglich ist eine Beendigung auf Grund des
Stifterwillens nur dann, wenn dieser Endigungsgrund in
der Eigenart und dem Zweck der Stiftung seine sachliche
Rechtfertigung findet und sofern er in der Stiftungs-
urkunde konkret formuliert ist 1%).

12) Zutreffend VerwEntsch. 1933 Nr. 47, 1931 Nr. 48.

13) Vgl. Burckhardt, Schweiz. Bundesrecht Bd. 3 Nr. 1291 I,
Nr. 1291 II; VerwEntsch. 1931 Nr. 48, 1932 Nr. 49, Nr. 52,
1933 Nr. 44, Nr. 46, Nr. 47, 1934 Nr. 33, 1935 Nr. 55 Erw. 2,
1936 Nr. 64, 1937 Nr. 48, 1938 Nr. 35.

14) So anscheinend auch Egger Art. 85/86 N. 2 (gegeniiber
der vorbehaltlosen Bemerkung in Art. 81 N. 11); ausdriicklich
Schweizer, S. 22/3, 84, 80/1.

15) Vgl. Burckhardt a.a. O. Bd.3 Nr.1291 I, II; Verw-
Entsch. 1935 Nr. 55, 1933 Nr. 46, 1933 Nr. 44, 1932 Nr. 52, 1932
Nr. 49, 1929 Nr. 31, Erliduterungen zum Vorentwurf des ZGB,
2. Aufl. 1914 Bd. 1 S. 95 1it. E; Schweizer, S.20/1, 84, 80/1.
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Aus gleichen Griinden ist ein Vorbehalt ausgeschlossen,
der eine Riickgabe des Stiftungsvermdégens oder dessen
Umwandlung in eine bloe Forderung gegeniiber dem Stif-
ter oder eine sonstige Beeintrachtigung des Stiftungs-
vermogens vorsieht16).

SchlieBlich bleibt festzuhalten, daB Anderungen, die
gestiitzt auf einen an sich zulidssigen Anderungsvorbehalt
vorgenommen werden, zum mindesten der Uberpriifung
der Aufsichtsbehorde gemall Art. 84 ZGB unterstehen?!?).

Der im vorerwithnten Rahmen zulissige Anderungs-
vorbehalt des Stifters gestattet, die Stiftung in einzelnen
Richtungen und in gewissem Ausmal} den geiinderten Ver-
hiltnissen anzupassen. Aber seine Wirkung ist doch be-
schriankt. Er kann sich naturgemif3 nur auf voraussehbare
Punkte erstrecken. Er meistert die entferntere Zukunft
kaum und versagt gegeniiber Dingen, die nicht voraus-
sehbar sind oder die tatsichlich nicht vorausgesehen wur-
den. So sind zum Beispiel, wie praktische Fille zeigen, die
manchmal seltsamen Wege der Steuergesetzgebung und
(was vielleicht noch wichtiger ist) gewisse engherzige Aus-
legungsgrundsitze der Steuerverwaltung!®) wohl von kei-
nem Stifter vorausgesehen und jedenfalls in ihrer Trag-
weite nicht geahnt worden. Héitten die Stifter damit rech-

16) Vgl. Burckhardt a. a. O. Bd. 3 Nr. 1291 I und II;
VerwEntsch. 1932 Nr. 49, 1933 Nr. 44 (Ubertragung des Stif-
tungsvermogens auf eine andere Organisation), 1934 Nr. 34 S. 61,
1937 -Nr. 48; RegR Basel-Stadt SJZ 23 (1926/7) S. 51 Nr. 11;
Egger Art. 81 N. 11 mit weitern Angaben.

Nur die Beeintrachtigung des Vermdigens auf Grund eines
Anderungsvorbehaltes des Stifters ist ausgeschlossen. Etwas An-
deres ist eine Vorschrift in den Stiftungssatzungen, wonach der
Stiftungsrat zur Erfiillung des Stiftungszweckes das Stiftungs-
vermoigen teilweise oder ganz verwenden darf; eine solche Be-
stimmung ist zuldssig, vgl. BGE 70 I S. 209, ferner Bundes-
gerichtsurteil vom 2. April 1947 i. S. Wohlfahrtsfonds der Firma
H. M. gegen RegR Solothurn.

17y Vgl. VerwEntsch. 1932 Nr. 50.

18) Siehe Henggeler, Nachtrag zum Kommentar zur eidg.
Kriegsgewinnsteuer, 1944, Art. 5 Note 21 b.
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nen konnen, so ware manche fiir die Stiftung und ihren
Zweck kaum wesentliche, heute aber nachteilige Bestim-
mung nicht aufgenommen oder ganz anders formuliert
worden.

Unser Problem ist daher durch den umschriebenen An-
derungsvorbehalt in der Stiftungsurkunde durchaus nicht
gelost.

c) Als weiteres Mittel zu nachtraglicher Umgestaltung
erscheint, bis zu einem gewissen Grade wenigstens, die Ein-
richtung des Stiftungsreglementes (oder des Stiftungs-
statutes, wie man es frither etwa nannte).

Hiezu sei auf einen charakteristischen Punkt aus der
Entstehungsgeschichte des ZGB hingewiesen. Der dem
heutigen Art. 83 entsprechende Art. 92 Abs. 1 des bundes-
ritlichen Entwurfes sah ein solches Statut neben der Stif-
tungsurkunde vor. Er lautete: «Die Organe der Stiftung
und die Art der Verwaltung werden durch die Stiftungs-
urkunde oder durch ein von dem Stifter mit 6ffentli-
cher Urkunde oder letztwilliger Verfiigung aufgesetztes
Stiftungsstatut festgestellt.»

Nach dem (Antrags- und BeschluB3-)Protokoll der na-
tionalratlichen Kommission vom 25. Januar 1905 wurden
auf Antrag Speiser die Worte «oder durch ein ... Stif-
tungsstatut» gestrichen, und zwar!®) mit der Begriindung,
daB «der Stifter zugleich in der Stiftungsurkunde, zu der er
jederzeit neue Zusidtze machen kann, die nétigen An-
ordnungen vorzunehmen in der Lage ist». Das heif3t nichts
anderes, als dall Speiser irgendwie vom Gedanken eines
Innovationsrechtes des Stifters ausgegangen ist. Dieses
hiatte den unter lit. b besprochenen Anderungsvorbehalt
wenn nicht ganz, so doch weitgehend iiberfliissig gemacht.

Lehre und Rechtsprechung sind der angefiihrten Be-
griimdung des Streichungsantrages Speiser nun freilich
nicht gefolgt. Eine gesetzlich freie Anderungs- oder Er-
ganzungsbefugnis des Stifters wird nicht anerkannt, weil

19) Nach der Mitteilung bei Eberle a. a. O. S. 86/7.
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dies der Stiftung und ihrer rechtlichen Selbstindigkeit ge-
fahrlich werden konnte29).

Die Praxis hat einen andern Weg genommen. Sie 146t
ein Reglement (ein Statut) zu, aber in anderem Sinn. Nach
dem Gesetz mul} die Stiftungsurkunde nur 3 Dinge enthal-
ten: den Errichtungswillen, den besondern Stiftungszweck
und die Vermogenswidmung. Eine Organisation der Stif-
tung ist zwar notwendig, sie braucht aber nicht in der Stif-
tungsurkunde bestimmt zu werden, sondern kann nach
Art. 83 ZGB durch die Behorde geregelt werden. Alle wei-
tern Anordnungen auller jenen 3 unerldfllichen Stiftungs-
elementen konnen vom Stifter in einem Reglement ge-
troffen werden, in welchem er auch die Abanderlichkeit
des Reglementes selbst verfiigt. Dieses Reglement ist (nur)
insofern vom Gesetz und von der Stiftungsurkunde ab-
hangig, als es sich nicht iiber zwingende Gesetzesbestim-
mungen hinwegsetzen und der Stiftungsurkunde nicht
widersprechen darf. EEs kann am ehesten mit einer Vollzie-
hungsverordnung verglichen werden. Es bedarf zu seiner
Entstehung nicht der Form der Stiftung. Anderungen des
Reglementes, die der Stifter vorsah oder erlaubte, unter-
stelien nicht den Vorschriften der Art. 85 und 86 ZGB#).

Stiftungsreglemente in diesem Sinne sind eine allge-
meine Erscheinung. Sie werden getragen von der Uber-
zeugung, dal} sie verbindlich, also Rechtens seien. Es hat
sich in diesem Punkte Gewohnheitsrecht gebildet?22). Die-
ser Tatsache hat nun auch die Handelsregisterverordnung
vom 7. Juni 1937 Rechnung getragen, indem sie verlangt,
daB neben der Stiftungsurkunde auch allfillige Reglemente,
welche die Organisation und Vertretung der Stiftung ord-

20) Vgl. oben lit. b, Schweizer, S. 31/2, 80/1.

1) So ausdriicklich auch VerwEntsch. 1932 Nr. 52.

22) Vgl. Egger Art.81 N.5; Eberle S.41; Hindermann,
Der Stiftungszweck, Zeitschr. f. schweiz. Recht Bd. 47 (1928)
S. 235; Meister, Die Pensionskasse als Wohlfahrtsfonds der AG.,
insbesondere in Form der Stiftung, Zircher Diss., 1941, S. 49;

Valér, Das Stiftungsrecht, das Recht der Personalfiirsorgestiftun-
gen, 1945, S. 20/1, 25/6.

®



56 Dr. W. Schénenberger :

nen, bei der Eintragung der Stiftung ins Handelsregister
als Belege einzureichen sind. (Reglemente, die vom ober-
sten Stiftungsorgan, dem Stiftungsrat, erlassen werden,
kommen natiirlich auch vor; sie werden aber hier nicht
weiterin Betracht gezogen, weil sie zwar ahnliche Funktion
haben wie ein vom Stifter erlassenes Reglement, aber im
iibrigen nur interne Anweisungen oder Richtlinien fiir die
Verwaltung usw. enthalten.)

Ein vom Stifter aufgestelltes Stiftungsreglement ver-
mag nun in der Tat der Stiftung eine gewisse Elastizitit,
eine gewisse Anpassungsfihigkeit gegeniiber verinderten
Verhiltnissen zu verleihen. Es begegnet der Starrheit der
Stiftungsurkunde, und es nimmt der Aufsichtsbehorde ge-
wisse Entscheidungen ab, welche zweckméifBiger von jenen
getroffen werden, die der Stiftung und ihrer Betédtigung
naherstehen. ,

Aber dhnlich wie der Abdnderungsvorbehalt des Stifters
in der Stiftungsurkunde vermag ein solches Reglement doch
nicht alle kiinftigen Fragen zu meistern. Die Grenzen auch
dieses Mittels liegen dort, wo die Voraussehbarkeit der fer-
neren Entwicklung endet. Und dieses Instrument ist dort
ungeeignet, wo sich eine in der Stiftungsurkunde enthal-
tene, vielleicht gar nicht wesentliche Bestimmung als
dnderungsbediirftig erweist.

d) In einzelnen Fallen fiihrt sodann die Auslegungder
Stiftungsurkunde im Ergebnis zu einer Anpassung und
Anderung der Stiftung an verinderte Verhiltnisse.

Das erscheint zunichst auffallend, zumal wenn man von
der grundlegenden Tatsache ausgeht, dafl der Wille des
Stifters grundséatzlich fiir alle Zeiten maflgeblich sein soll,
wie ich unter Ziff. I dargelegt habe.

Gewifl mull bei der Auslegung der Stiftungsurkunde
auf den Willen des Stifters abgestellt werden, und zwar
nicht auf den gegenwirtigen, sondern auf den historischen
Willen, wie er bei Stiftungserrichtung bestand und in der
Stiftungsurkunde seinen Ausdruck gefunden hat. Das gilt
auch fir den Fall, wo der Stifter eine juristische Person ist
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und als solche dauernd neben der Stiftung weiterlebt wie
gerade bei den Personalfiirsorgestiftungen von Gesell-
schaften 23).

Der Lauf der Entwicklung bringt nun erfahrungs-
gemifl neue Fragen mit sich, die sich nur noch so beant-
worten lassen, dafl man sich vom Grundgedanken des Stif-
ters und der Stiftung leiten 148t und so entscheidet, wie der
Stifter es voraussichtlich getan hitte. Das ist gewil3 richtig,
bedeutet aber doch eine Weiterentwicklung, vielleicht so-
gar eine gewisse Einschrinkung oder Ausdehnung der in
der Stiftungsurkunde enthaltenen Bestimmungen, auch
des Zweckes der Stiftung.

So wichtig dieser Gesichtspunkt praktisch sein mag, so
ist doch ohne weiteres abzusehen, dall dieses Verfahren
seine Grenzen hat und iiberdies im Sinne von Art. 84 ZGB
der Aufsicht der Aufsichtsbehoérde unterliegt??). Praktisch
fiihrt es, bewul3t oder unbewuflt, leicht zu etwas anderem
als bloBer Auslegung, namlich zu einer Weitergestaltung,
zu Anderungen der Stiftungssatzungen. Ich halte es aber
grundséatzlich nicht fiir angingig, derartige Modifikationen
der Stiftungsurkunde noch unter der Flagge der Auslegung
segeln zu lassen. Wenn man den Dingen den rechten Na-
men geben will — und das mufl man, besonders bel den
Stiftungen —, so ist zu sagen, dal} derartige auslegende
Ergidnzung nicht mehr als bloBle Auslegung bezeichnet wer-
den darf und daB dafiir eine andere eindeutige Rechts-
grundlage noétigist. Darauf kommeich weiter unten zuriick.

e) Gelegentlich ist auch vorgeschlagen worden, ge-
wiinschte Anderungen der Stiftungssatzungen auf einem
Umweg zu erreichen, namlich durch das Mittel eines Re-
verses, in dem sich der Stiftungsrat verpflichtet, gewisse
Dinge zu tun, andere zu unterlassen, wobel die Aufsichts-
behorde die Pflicht iibernimmt, iiber die Einhaltung dieser
Reverse genau so zu wachen wie iiber die Einhaltung der
Bestimmungen der Stiftungsurkunde. Auf diese Weise

23) Vgl. Hindermann S. 269 {.
21) Egger Art. 85/86 N. 3.
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glaubt man den gewiinschten Erfolg zu erreichen, ohne dafl
man zu einer formellen Abinderung der Stiftungsurkunde
Zuflucht nehmen mub.

Diese Losung ist an sich nicht von der Hand zu weisen,
und sie wiirde wohl auch den richtig verstandenen An-
forderungen des eidgendssischen Steuerrechtes betreffend
Steuerfreiheit der Personalfiirsorgezuwendungen entspre-
chen. Ich finde indessen, daf3 derartige Reverse im Grunde
genommen nur eine andere Formel fiir eine Satzungsénde-
rung darstellen, welche man zwar als ndétig, als mit dem
Stifterwillen vereinbar und im Interesse der Stiftung, der
Destinatare und der Allgemeinheit gelegen hilt, vor der
man aber zuriickschreckt, weil man der Auffassung ist,
daB diese Anderung nicht unter Art. 85 und 86 ZGB fallt
und daB das Gesetz keine andere Anderung zulif3t als jene,
welche die Voraussetzungen der Art. 85 und 86 ZGB erfiillt.

Und damit komme ich wieder auf jene IFrage zuriick,
die ich oben unter lit. a gestellt habe.

ITI.

Jeder, der mit dem praktischen Stiftungswesen ver-
traut ist, kennt Fille, in denen gewisse Anderungen der
Stiftungssatzungen geboten erscheinen, bei denen es aber
im eigentlichen Sinne nicht um eine Anderung der Organi-
sation oder des Zweckes geht, weshalb Art. 85 und 86 ZGB
nicht zutreffen. Bleibt man nun bei der verbreiteten An-
nahme, wonach das ZGB nur die in Art. 85 und 86 ge-
nannten beiden Fille einer Anderung der Stiftungsordnung
zulaf3t, so ist man auf die im vorstehenden Abschnitt (II)
erwihnten Aushilfen angewiesen. Wie gezeigt, sind diese
Behelfe vielleicht nach einzelnen Richtungen, fiir gewisse
Zeit dienlich; sie vermogen aber das Problem als Ganzes
nie befriedigend zu losen. Wohl in der Mehrzahl der Fille
sind iibrigens solche Behelfe gar nicht vorgesehen worden,
oder sie scheiden im gegebenen Falle aus diesem oder je-
nem Grunde praktisch aus. Mul} es dann beim bisherigen
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Zustand sein Bewenden haben, trotzdem man die Uber-
zeugung hat, daB eine Anderung der Stiftungssatzungen
sachlich gerechtfertigt wire, dal sie im Interesse der
Stiftung und der Destinatire lige und da@ sie mit einer
an Sicherheit grenzenden Wahrscheinlichkeit vom Stifter
gebilligt wiirde, wenn man ihn noch fragen konnte oder in-
terpellieren diirfte ?

So driangt sich dann eben die entscheidende Frage
auf, ob das ZGB in Art. 8 und 86 tatséchlich eine ab-
schliefende Antwort auf die Frage der Anderung der
Stiftungsurkunde gibt, ob das ZGB wirklich alle Fille
nachtriglicher Anderung geregelt hat. Damit steht man
mitten in jener Frage, die man mit Bluntschli, Egger, Sieg-
wart %) als Kernproblem des Stiftungsrechtes und der
Stiftungspraxis bezeichnen muf.

Ich verneine die gestellte Frage, aus folgenden Uber-
legungen:

a) Es ist eine bekannte Tatsache, da3 unser ZGB nicht
nach Art eines geschlossenen Systems aufgebaut ist und
da@ es nicht den Anspruch erhebt, jede sich etwa stellende
Frage zu regeln. Es begniigt sich haufig mit einer Stellung-
nahme zu einzelnen Hauptfragen. Das gilt fiir alle Teile
des ZGB, vor allem auch fiir das Stiftungsrecht, dessen
Ordnung sich auf 10 Artikel beschriankt. Es darf daher nicht
etwa kurzerhand davon ausgegangen werden, dafl die Be-
stimmungen des ZGB abschlielend sind. Es stellen sich im
Stiftungsrecht Fragen, welche das Gesetz nicht geregelt
hat 29).

Einzelne dieser Liicken, welche durch Gewohnheits-
recht oder durch richterliches und behordliches Recht aus-
gefiillt werden miissen, sind hier bereits angefiihrt worden;
so ergab sich das Institut des Stiftungsreglementes?7), die
Maglichkeit eines Anderungsvorbehaltes zugunsten des

26) Siehe oben Note 5—7.
26) Siehe oben Ziff. I bei Note 6.
27) Oben, Il ¢ S. 54/6.
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Stifters oder des Stiftungsrates?8). Es gibt daneben andere.
Das ZGB bestimmt zum Beispiel nichts iiber die Abgren-
zung der Familienstiftungen, der kirchlichen Stiftungen
von den gewdhnlichen Stiftungen. Es schweigt sich aus
iiber die Moglichkeit der Beriicksichtigung des Stifterwil-
lens zu Lebzeiten des Stifters, tiber die Moglichkeit seiner
aktiven Mitwirkung2?). Das ZGB gibt keinen niiheren Auf-
schlufl iiber Rechte und Pflichten der Stiftungsverwaltung,
tiber Ausscheidung, Anlage, Sicherstellung des Stiftungs-
vermogens 3%). Es sagt (begreiflicherweise) nichts iiber die
Versicherungsstiftungen 1).

b) Wie verhilt es sich nun speziell hinsichtlich der Mog-
lichkeit der Anderung der Stiftungsurkunde? Hier
liegt jedenfalls keine totale L.icke vor; denn Art. 85 und
86 ZGB enthalten gewisse Vorschriften fiir die Anderung
der Organisation und fiir die Neufassung des Zweckes.

Zunéchst sei indessen vermerkt, daf3 diese beiden Fiille
schon logisch nicht auf der gleichen Ebene liegen. Dies des-
halb nicht, weil die Unterscheidung von Organisations-
dnderungen und Neufassung des Zweckes nicht auf ein und
dasselbe Unterscheidungskriterium zuriickgeht. Man er-
faBt nicht alle theoretisch moglichen Anderungen, wenn
man nur von Organisationsinderungen und Neufassung des
Zweckes spricht. Es gibt noch weitere Anderungen, die
weder das Eine noch das Andere beschlagen, zum Beispiel
gewisse Liquidationsbestimmungen der Stiftung, die man
ohne Kiinstelei nicht schlechthin als Zweckbestimmungen
auffassen kann3?). Zweck und Organisation der Stiftung sind
nicht die beiden Gegenstiicke, welche zusammengenommen
das Ganze, die Gesamtheit der méglichen Anderungen er-
geben.

%) Oben, IIb S. 50/4.

2) In letzterer Hinsicht fiir Schaffung neuen Rechtes zum Bei-
spiel Eberle a. a. O. S. 108/9, 93/4.

) Vgl. Hindermann S. 255/6; Zingg, Destinatéare, S. 15 .

81) Zingg, Destinatéire, S. 88 f.

32) Siehe die Beispiele S. 69 ff. unter IVa, IV {, IV g.
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Axch sachlich stehen die beiden Féalle auf verschiedener
Ebene. Art. 8 und 86 ZGB behandeln nach meiner An-
sicht nicht nur (wie gezeigt) logisch, sondern auch sachlich
zwei besondere Fille. Eine Anderung, das heiBt eine Neu-
fassuag des zu eng formulierten Zweckes (Art. 86) greift
an den Kern des Stiftungsinstitutes. Fiir diesen Fall drin-
gen sich Kautelen gemifl Art. 86 ZGB auf, zur Respektie-
rung des Stifterwillens, sodann auch zur Verhiitung des
(natirlich gegen den Stifterwillen gehenden) Unterganges
der Stiftung. — Schon etwas anders verhalt es sich mit der
Anderung der Organisation. Diese ist nicht in gleichem
Mafle Riickgrat der Stiftung, mehr nur Mittel zur Erfiil-
lung des Stiftungszweckes, zur Erhaltung des Zweck-
vermigens 33). Die Verschiedenheit der beiden Falle zeigt
sich also auchinder Verschiedenheitihresinneren Gewichtes.

Gemeinsam ist den beiden Anderungstatbestinden blo8
dies, daf3 sie schon nach dem Wortlaut des Gesetzes an
strenge, nicht alltiglich vorkommende Voraussetzungen
geknipft werden. Gerade dieser Umstand, dal3 sachlich
ausgesprochen strenge, nur selten erfiillte Voraussetzungen
erfordert sind, bestitigt die Ansicht, dal} es sich bei Art.85
und &6 ZGB um eine Regelung vonzweibesonderen Fil-
len kandeln muB}, weil es dabei um das Wesentliche der
konkreten Stiftung, um die Garantie fiir die Einhaltung
des Stifterwillens in grundlegenden, entscheidenden Punk-
ten geht. Nur was an das Wesen der Stiftung greift, ist in
Art. 85 und 86 ZGB gemeint. «Unwesentliches» ist nicht
Zweck im Sinne der genannten Vorschriften.

Die erwidhnten strengen Erfordernisse konnen aber dort
nicht zutreffen, wo es sich nicht um dieses Wesentliche der
konkreten Stiftung, nicht um fundamentale Punkte der
Stiftungsurkunde handelt; denn hiefiir fehlt die innere
Rechtfertigung. Noch mehr! Eine Ubertragung dieser fiir
die Anderung von Hauptpunkten vorgesehenen Ordnung
auf Nebenpunkte wiirde zu einer Verletzung schiitzens-

- 38) Vgl. in diesem Sinn auch Hindermann S. 2651.
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werter Interessen, oft zu einer MiBlachtung des sicheren
oder feststellbaren Willens des Stifters, schliellich in vielen
Fallen zur Gefihrdung und zum Untergang der Stiftung
fithren. Ein solches Ergebnis kann aber vom Gesetz nicht
gewollt sein und darf nicht einfach angenommen werden.
Dies gilt fiir alle Stiftungen. Ganz ausgesprochen trifft
dies fiir die Personalfiirsorgestiftungen zu; denn das Stif-
tungsrecht des ZGB tragt ihren besonderen Verhiltnissen
einfach nicht hinreichend Rechnung, weil man diesen neue-
ren Typus der Stiftung bei Schaffung des ZGB gar nicht
ins Auge gefalit hat.

Es gibt daher zwei Kategorien von zulassigen Ande-
rungen der Stiftung:

1. Die wegen ihrer Bedeutung gesetzlich geregelten
Falle der Art. 85 und 86 ZGB, also einerseits die
wesentliche Organisationsinderung, anderseits die
Neufassung des Zweckes. I'ir beide Tatbestinde be-
stimmt das ZGB die materiellen Voraussetzungen und
das Verfahren.

2. Anderweitige Anderungen. Sie diirfen von der
Anderungsbehorde getroffen werden, sofern eine posi-
tive und eine negative Voraussetzung erfiillt sind.

— In positiver Hinsicht muf3 die Anderung, von der
Stiftung aus gesehen, schiitzenswerten Interessen
dienen.

— In negativer Beziehung darf die Anderung (ob-
jektiv) nicht den eigentlichen Stiftungszweck ver-
letzen und (subjektiv) nicht gegen Anordnungen der
Stiftungsurkunde verstolen, von denen angenom-
men werden mufl, daB3 sie nach dem Willen des
Stifters als wesentlich und unabinderlich gelten
sollen 3%).

Das Verfahren gemaf3 Art. 85 und 86 ZGB, das heif}t die

Zustimmung der Anderungsbehérde, ist auch fiir diese

Kategorie von Anderungen erforderlich. Dies deswegen,

34) Betr. Auslegung der Stiftungsurkunde siehe oben 11d S. 56/7.
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weil nur so Gewahr besteht, dal Wesentliches nicht als
unwesentlich behandelt wird, und weil den Art. 85 und 86
ZGB der Grundsatz zu entnehmen ist, dal (vorbehilt-
lich des Anderungsvorbehaltes, oben IIb) nach ZGB
Anordnungen des Stifters grundsitzlich nur durch die
zustindige Behorde geindert werden kénnen. Nur so
besteht jene Garantie fiir die dauernde Verwirklichung
des Stifterwillens in seinen wesentlichen Punkten, wo-
rauf das ZGB, wie frither dargelegt3®), alles Gewicht
legt. Nur so ist anderseits auch Gewihr geboten, dal}
die Stiftung nicht verkalkt. Ich teile denn auch die An-
sicht38), wonach Aufsichts- und Anderungsbehérden un-
ter Umstidnden sogar die Pflicht zum Eingriff in die
Bestimmungen der Stiftungsurkunde haben, zur Siche-
rung und Verwirklichung des Stiftungszweckes und zur
Verhinderung eines vorzeitigen Untergangs der Stiftung.

Dieses EErgebnis deckt sich materiell mit der Formel des
alten Ziircher Privatrechtlichen Gesetzbuches, von dessen
Grundgedanken bekanntlich das Stiftungsrecht des ZGB
inspiriert ist. Das erklart sich meines Erachtens daraus,
daf} das Ziircher Gesetzbuch sich nicht, wiedas Z GB, darauf
beschrinkte, nur zwei besonders wichtige Anderungsfille
zu regeln, sondern eine Formulierung dargeboten hat, die
fiir alle Anderungsfille Geltung beanspruchen konnte. Das
Zircher Gesetzbuch (Art. 56, neu Art. 45) verlangte fiir
irgendwelche Anderung der Stiftungsstatuten 3 Voraus-
setzungen, namlich erstens einen Mehrheitsbeschluf3 der
Stiftungsverwaltung, zweitens Zustimmung der Oberauf-
sichtsbehorde, drittens — und das ist hier hervorzuhe-
ben —, «dafl durch die Abinderung dem Geiste
der Stiftung nicht zuwidergehandelt wirds. Zur
Kontrolle dieses dritten Erfordernisses raumte dieses Ge-
setzbuch der Minderheit des Stiftungsrates die Erhebung
gerichtlicher Klage ein, ebenso den Einzelnen (zum Bei-

3%) Oben Ziffer I.
36) Vertreten von Hindermann S. 261/2.
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spiel Destinatéiren) fiir den Fall, daB die Anderung ihre
wohlerworbenen Rechte verletzen sollte. Das ZGB kennt
dieses Klagerecht (jedenfalls fiir den Normalfall der Stif-
tung, vgl. immerhin BGE 50 II S. 4221.) nicht mehr. An
dessen Stelle tritt nach ZGB die Zustindigkeit und allei-
nige Verantwortung der Anderungsbehoérde, das Erforder-
nis des Antrages der Aufsichtsbehérde an die Anderungs-
behérde und die Pflicht der Anderungsbehérde zur An-
hoérung des obersten Stiftungsorganes. Obgleich das Gesetz
keine Anhorung der an der Stiftung Interessierten (der
Destinatére) vorschreibt, halte ich dafiir3?), dafl entspre-
chend den Grundgedanken des Stiftungsrechtes nach
Moglichkeit alle jene Personen vor Anderung der Stiftung
angehort werden sollen, deren aktuelle Rechte und be-
griindeten Anwartschaften durch die Anderung beriihrt
werden konnten. Als selbstverstindlich und im Interesse
der Stiftung liegend scheint mir auch die Anhoérung des
noch lebenden Stifters, bei Fiirsorgestiftungen privater
Unternehmen somit wenigstens die Einholung der Mei-
nungsiullerung des stiftenden Unternehmens. Dies, trotz-
dem die Destinatire und der Stifter ohne Zweifel kein
Mitspracherecht haben und trotzdem die Anderungsbe-
horde an deren MeinungsduBlerung nicht gebunden ist.

Sache der Priifung des Einzelfalles ist es, festzustellen,
ob die besprochenen positiven und negativen Vorausset-
zungen fiir eine Anderung erfiillt sind, ob also eine be-
stimmte Anderung (Streichung oder Ab#nderung) der
Stiftungsurkunde mit dem «Sinn und Geist der Stiftung»
vereinbar ist. ]

Unter Vorbehalt besonderer Verhiltnisse des Einzel-
falles wird man Bestimmungen, welche fiir einzelne Per-
sonen privatrechtliche Anspriiche begriinden (zum Beispiel
auf Mitverwaltung) als wesentliche Anordnungen betrach-
ten, die nur beim Vorliegen der sachlichen Voraussetzungen

37) Wie Lampert, Die kirchlichen Stiftungen, Anstalten und
Korperschaften nach schweiz. Recht, 1912, S. 172, und wie
Hindermann S. 262; dies entgegen Schweizer S. 78 Note 7.
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nach Art. 85 und 86 ZGB geiindert werden kiénnen. Des-
gleichen alle Bestimmungen, welche gewissen Personen
wohlerworbene Rechte oder wenigstens ernst zu nehmende
Anwartschaften auf Genufl oder Vorteil aus der Stiftung
verleihen; solche Bestimmungen diirfen nicht zum Nachteil
der Destinatire geandert werden, aufler es seien die Erfor-
dernisse von Art.85 und 86 ZGB erfillt. Was fir die
Stiftungsurkunde unerliflich ist, mul} als wesentlich gelten,
gemall Ziff. Ilc somit die konkrete Vermogenswidmung
und der besondere Zweck im eigentlichen Sinne. Ob
weitere, fiir die Stiftung an sich nicht unerlifiliche Be-
stimmungen objektiv oder (subjektiv) nach dem Willen
des Stifters wesentlich oder nebensichlich und zufallig sind,
mufl durch Auslegung®®) ermittelt werden. Im Zweifel
wird man sie nicht als wesentlich betrachten miissen.
Denn nicht alles, was in der Stiftungsurkunde gesagt wird,
erscheint vom Stifter aus gesehen als wesentlich. Es gibt
bekanntlich mancherlei Anordnungen, die der Stifter ledig-
lich aus bestimmten Vorstellungen heraus oder aus ver-
meintlicher Pflicht zu vollstindiger Regelung geschrieben
hat, auf die er aber gar kein besonderes Gewicht legt und
bei denen er nicht die Meinung hatte, dal3 sie auch gelten
sollen, wenn sich vorgestellte Verhéltnisse nicht realisieren
oder ganz anders gestalten wiirden. Dem Stifter kommt
es eben doch im Zweifel nur auf das Wesen des eigent-
lichen, des besondern Stiftungszweckes an. Nichts
spricht dafiir, dal alles, was zufillig in der Stiftungs-
urkunde gesagt ist, aber auch in einem abinderlichen Re-
glement stehen konnte, als dauernd und unabinderlich
gewollt wire.

Ich werde unter Ziffer IV an Hand der hier entwickel-
ten Gesichtspunkte an einigen praktischen Fallen die
Probe aufs Exempel machen.

¢) Hier sei zunichst auf die Tatsache hingewiesen, dal}
Theorie und Praxis schon wiederholt, bewulit oder
unbewufit, die hier vertretene Losung befolgt haben.

3) Dariiber oben I d S. 56/7.

Zeitschrift fiir Schweizerisches Recht. Neue Folge Band 696.
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. :So vertritt zum Beispiel Schweizer??) die Meinung,
Art, 85 ZGB denke nur an wesentliche Organisations-
anderungen; das relativ komplizierte Umwandlungsver-
fahren solle nicht wegen Bagatellen Platz greifen, vielmehr
soll der Stiftungsverwaltung fiir die Vornahme gering-
figiger Orgamsatmnsanderungen frele Hand gelassen ‘Wer-

den49). o . LITEY ‘ o o o v

~Aus der Prax1s nenne: 1ch folgende bezeichnenden
Falle. iy

. Erster Fall4): Elne Stlftung anderte 1hre ursprung-
liche Satzung in dem Sinne ab, dafl der Stiftungsrat bei
Liquidation der. Stiftung nur im. Rahmen des. Stiftungs-
zweckes. verfiigen diirfe. Auf .die Anfrage der -Firma, ob
diese. Anderung als Zweckinderung zu betrachten sei, ant-
wortete die Justizdirektion .des Kantons Bern am 17. Juni
1924, daB durch die neue Fassung lediglich eine bessere
Bindung an den Zweck erfolge; die Befugnisse des ‘Stif-
tungsrates;. wiirden dadurch : weder erheblich  vermehrt
noch vermindert. — Der Fall ist gewi} richtig entschieden,
weil es sich um eine nicht unter Art. 85 und 86 ZGB fal-
lende Anderung oder Erginzung «im Sinn und Geist der
Stiftung» handelte, Meines Erachtens wire wie immer aber
auch hier die Zustlm:mung der Anderungsbehorde notlg
gewesen. HE Thy

'Ein zweiter Fall“) datlert aus’ dem Jahre 1929 Das
eldg Just1zdepartement hat die Auftellung einer: testa-

‘ 39) Schwelzer S. 80 : '
49 Im letzteren Punkte Iehne 1ch Schwelzers Ansmht ab
‘Aus den oben (bei Note 34~—~35) angefuhrten Grunden 1st ]ede
(nicht vom Stifter selbst angeordnete) Kompetenz des’ Stiftungs—
rates zu Anderungen deér Stiftungsurkunde zu verneinen; gleich-
-gliltig ob wichtig oder unwichtig. Ich kann dalier auch die in einem
Berner Entscheid vom 19. August 1924 (ZBJV 61 3. 352) beildufig
-ausgesprochene Meinung nicht bllhgen, wonach fiir unwesentliche
'Anderungen der’ Organlsatlon dle Genehmlgung des Reglerungs—
rates nicht notig séi.
41y ‘Mitgeteilt von Eberle S:168. "
42) Veroffentlicht in VerwEntsch. 1929 Nr. 30
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mentansch errichteten Stiftung in 4 Stiftungen: mit: glei-
ehiem ‘Zweck: (fiir -die ‘4’ interessierten ‘Gemeinwesen). als
statthaft erkliart; mit-der bezeichnenden Begriindung; daf3
in' einer :solchen: MaBnahme «keinerlei. Anderung des: Stif-
tungszwveckes» liege und-daf3 Art und Mal} der: Zuwendun-
gen: der: Stiftungsertragnisse ganz -unverkirzt dem ge-
auBerten: Willen: ‘'des ' Stifters . entspreche. ‘Das war sicher
zulasmg, weil: . dem:: «Smn und Geist . der Stn"tung» mcht

Emu anschaullche Bestatlgung meiner Auffassung blldet
Ithche Er’wahnung‘ Verdlent Eine Stlftung legte neue
Statuten vor, welche' gewisse Anderungen des  Stiftungs-
zweckes und der St1ftungsorgamsat1on herbelfuhren sollten.
‘Es Warzu prufen ob den neuen’ Bestlmmungen zugestlmmt
Werden konne Das eidg Justlzdepartement filhr'l:e dazu
‘alil‘s':‘ ke 2
‘:""'_._«Bel einer strengen Auslegung des Gesetzes und ohne
g}f,tBerucksmhhgung der konkreten Verhaltmsse ware dle
. Zustmmung eher zu verweigern. Es ‘werden zur Be-
‘j"‘:,’gruniung der Statutenanderung keine Tatsachen an-
“gefiihrt, die zur Annahme berecht1gen, daB der ur-

springliche Stiftungszweck eine ganz andere Bedeutung

oder Wirkung erhalten hat. Fehlt es an dieser Voraus-
_setzung, so darf aber nach dem Wortlaut des Gesetzes
| i'f'"‘der bei der Ernchtung der’ Stlftung festgesetzte Zweck
"”‘nIcht gedndert werden.
"2V Im ‘vorliegenden Falle ‘wird ‘aber durch die feuen
- Statuten der Stiftungszweck im allgemeinen nicht
«i-gedndert. Die Anderungen betreffen bloB Einzelheiten.
Sie erscheinen auch mehr als eine Festlegung der‘bereits
"'j‘:befo]:,ten Prams Es IaBt sich’ demnach unseres Erach-
.‘:?"-:tens verantworten, den in dsn neuen Statuten enthalte-
.-tnen Anderungen der Bestimmungen iber die Erfillung
Yaiides Stlftungszweckes zuzustlmmen Dle Statutenande—

43) Veroffentlicht in Veerntsch 1935 Nr 56
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rung geht auch in erster Linie von den Vertretern der
Destinatére selbst aus und besitzt ihre Zustimmung; das
zeigt jedenfalls, dal} ihre Interessen durch die Statuten-
dnderung nicht verletzt werden. Es liegt allerdings nicht
in der Hand der Destinatére, Statutenénderungen vor-
zunehmen; das Einverstindnis der Destinatire darf aber
mitberiicksichtigt werden, wenn es sich um den Ent-
scheid dariiber handelt, ob Statutenbestimmungen, die
die Art und Weise der Erfilllung des Stiftungszweckes
niher umschreiben, geiindert werden diirfen . . .»
SchlieBlich sei in diesem Zusammenhang aus der Praxis
auf die Tatsache hingewiesen, dafi die Aufsichtsbehorden
zahlreicher Kantone in den letzten Jahren auf Veranlas-
sung der eidg. Steuerverwaltung viele Stiftungsinderungen
bewilligt haben, damit fiir die Zuwendungen des stiftenden
Unternehmens Steuerfreiheit bewilligt werdedt). So wice
ich die Verhéltnisse kenne, bin ich iiberzeugt, daf} es sich
dabei grofiten Teiles um Fille handelte, welche nach den
hievor unter lit. b entwickelten Gesichtspunkten gutzu-
heilen waren und dafl man sich dabei aus Verlegenheit
und in vermeintlicher Gesetzestreue unzutreifend auf die
Art. 85 und 86 ZGB berief, obwohl deren Voraussetzungen
kaum je erfiillt waren 5).

IV.

In der Absicht, die unter Ziffer III dargelegte Auf-
fassung4%) in ihrer konkreten Anwendung zu zeigen,
sollen hier einige praktische Fille erdrtert werden.

44) Vgl. zum Beispiel die Angaben oben S. 44 Note 3.

45) Es liegt auflerhalb des Rahmens dieses Aufsatzes, die Praxis
der einzelnen kantonalen Aufsichtsbehérden im einzelnen zu unter-
suchen und darzulegen. Einzelne Kantone gehen unzweifelhaft sehr
weit. Es sei zum Beispiel hingewiesen auf die Ziircher Praxis, dar-
gelegt bei Zingg, Destinatare, S. 100/3, Meister S. 73/5,
Henggeler a. a. 0. Art. 5 Note 21 b, wonach sogar Mittel der
Stiftung zur Sanierung des stiftenden Unternehmens bewilligt
wurden; siehe dazu auch unten Note 652,

46) Siehe insbesondere Ziff. III b, S. 62.
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Einige der gewihlten Beispiele ergaben sich seinerzeit dar-
aus, dafl die eidg. Steuerverwaltung erklirte, die Steuer-
befreiung nur unter der Voraussetzung zu gewihren, dal}
gewisse Anderungen an den Stiftungssatzungen vorgenom-
men werden. Andere hier aufgeliihrte Félle entstanden aus
anderer Veranlassung. Drei weitere Beispiele wurden
bereits oben dargelegt??).

Ich gehe im Folgenden von der Annahme aus, dal} die
frither#%) erwiihnte positive Voraussetzung fiir eine Ande-
rung iiberall erfilllt war. Bei den der Praxis der Steuer-
verwaltung entnommenen Fiéllen traf dies beispielsweise
deswegen zu, weil von der Stiftung aus gesehen schiitzens-
werte Interessen vorlagen; denn die Verweigerung der
Satzungsinderung hitte zur Folge gehabt, dafl das stif-
tende Unternehmen (wegen Verweigerung der Steuer-
befreiung) weitere Leistungen an die Stiftung eingestellt
oder erheblich reduziert hiitte?9).

[ch erdrtere die nachfolgenden Beispiele daher nur hin-
sichtlich der negativen Voraussetzungen??), das heil3t
daraufhin, ob die einzelne Anderung gegen den eigent-
lichen Stiftungszweck oder gegen solche Anordnungen
des Stifters in der Stiftungsurkunde verstiel3, von denen
man annehmen mul}, dafl sie vom Stifter als wesentlich
und unabinderlich gemeint waren.

a) Personalfiirsorgestiftung der Firma A. Hier
handelte es sich um die Ab&nderung einer Liquidations-
bestimmung der Stiftungsurkunde, lautend:

«Fir den Fall der Liquidation gelten die gesetzlichen
Bestimmungen. Das nach Durchfithrung und nach Be-
friedigung etwaiger Rechtsanspriiche der Begiinstigten
verbleibende Vermogen darf ausschliellich zu wohl-
tatigen oder gemeinniitzigen Zweckenverwendet werden.»

7y Oben S. 66/8 Noten 41—43.

8) Oben IIIDb Zifi. 2, Seite 62.

%) Ob die Einstellung der Steucrverwaltung in allen Fillen
zu billigen war, lasse ich offen.

0) Oben IIIDb Ziff. 2, Scite 62.
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-1:;’Ahnliche Bestimmungen finden  sichiin zahllosen -Stif-
tungsurkunden.’ Im ‘erwihnten : Tralle vertrat' die: eidg.
Steuerverwaltung die Meinung, /diese Liquidationsbestim-
mung - sei’ ihrem: Wesen ‘nach eine «weiteré: Umsehrei-
bung -‘des: Stiftungszweckes». :Dieser Auffassung ~kann
ich: .jedenfalls nicht: generell ‘beipflichten!: Es gibtviele
Liquidationsbestimmungen, die mehr zufallig in-die Ur-
kunde aufgenommen wurden, etwa weil der. Stifter glaubte,
er’miisse. sich auch !dariiber &uBern, oder weil ‘er:sich be-
stimmte  Vorstellungen iiber: die . Situdtion bei Ende. der
Stiftung gemacht hat.:An:sich geh6ren aber Bestimmungen
itber. die Beendigung der Stiftung nicht zum- unerlafllichen
Inhalt der Stiftungsurkunde®?). Wiren sie:im vorliegenden
Falle nicht vorhanden gewesen; so ‘hitte sich kaum: e€ine
Diskussion: ergeben! Is besteht daher keine Vermutung
dafiir, daf8 derartige:Anordnungen einen wesentlichen Teil
der Verfiigung des Stifters: darstellen. Es gibt'andere Falle,
wo 'man in ‘der Tat annehmen mufl, der Stifter habe ‘eine
Liquidationsbestimmung als: wesentlich: betrachtet;: sodaB3
man: sie im' weiteren Sinne:zum. Stlftungszweck rechnen
muB. ‘Esist jedetr Fall gesondert zu/priifen, : i

ik :wvorliegenden Falle! scheint! mir: nun: von Belang,
daB. «der: - Stifter: dnordnet; dal3: vorérst etwaige: Rechts-
anspriiche der Destinatare befriedigt werden'miissen, fer-
ner subsidiér;: daB. ein Vermogensiiberschuf3; ausschlielich
zu. wohltitigen oder gemeinniitzigen Zwecken, verwendet
werden muB. Die. Steuerverwaltung: postulierte. die: Ein-
fiigung. einer Mittelstufe dahmgehend .daf3, das.nach Be-
friedigung der Rechtsanspruche der, Dest;lnatare verb1e1-
bende Stlftungsvermogen zunachst a‘us_s,chhethh fur Zu-

'''''''''

Verteﬂungsmodus festsetzt der auf d1e DlenstJahre De-
sondere Riicksicht nimmt. & 5o e
Zu d;eser Losung konnte man v1eIlelcht schOn auf

s: L4

51y Egger, Personenrecht Art. 81 N. A5 a2 g $§ o] 9
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Grund der fir die Stiftung: geltenden Auslegungsregeln 52)
gelangen. Es ist wahrscheinlich;, daB der Stiftungsrat nach
Befriedigung der Rechtsanspriiche - der Destinatire “in
zweiter Linie unter dem Titel «wohltatiger Zweck» die noch
nicht anspruchsberechtigten Arbeiter unid Angestellten bé-
riticksichtigen,' also ohne. weiteres das tun wiirde, was die
Steuerverwaltung besonders festgelegt wissen 'wollte, Auf
jeden: Fall aber darf angenommeén werden, daf diese von
der Steuerverwaltung postulierte Mittelstufe mit dem ver-
nimnftigen Willen  des Stifters vereinbar war. Sie ist' im
-Grunde nur eine Prizisierung, eine Erweiterung der Be-
stimmungen iiber die Verwendung der Stiftungsmittel zu
Ziwecken der Personalfiirsorge.: Das verstéBt sicher nicht
gegen- den " Geist der Kkonkreten Stiftung, sondern liegt
durchaus in: ihrem Sinne. Wohlerworbene Rechte der De-
stinatére konnen dabei gar nicht gefahrdet sein. Es handelte
sich also um einen Tatbestand, der sich deckt mit den drei
frithers3) mitgeteilten Fillen. Die Anderungsbehorde konnte
also-inach: Durchfithrung' des' gesetzhchen Verfa:hrens 54)
daesem Anderungsbegehren entsprechen. - s S
5 ‘b)'Pensionsfonds fiir das. Personal der- Flrma
B Hier hatte der Stlfter in’ der Stlftungsurkunde ange—
m:dnet HE -
HDRH «Vorgesehen und zulaSSIg ISt dle Verwendung der
fi‘fifotlftung fur die -éventuell kommende  Alters- und ' In-
validenversicherung; was hingegen die aus den: Kriegs-
cogewinnen,, der Periode 1917-1920 stammenden Zuwen-
-dungen anlangt NUr. Zur Bezahlung der Pﬂlchtbeltrage
,edqr As.rbeltnehmer B ot
Es wurde von der- Steuerverwaltung d1e Strelchung dleser
ﬁgstimmung verlangt, weil sie dazu fuhren konnte, neuere
Zuwendungen an die Stlftung Zw Lelstungen zu verwenden,
welche der. Stﬁterhrma durch die staatliche Alters- und
Invahdenversmherung eventuell auferlegt werden konnen.

52) Siehe oben II & S. 56/7. "
2508%) ‘Obeny S. 66/8 bei Note 41——43 £ ¥ LRSS R
i 8 Siehe oben S.62/3 nach Note:- 34 Vgl fe}’ner ’\Iote 40.
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Dieses Begehren entspricht alter Steuerpraxis®). Es
erscheint mir wenigstens dem Grundsatz nach begriindet.
Unter stiftungsrechtlicher Betrachtungsweise konnte ihm
stattgegeben werden. Eine Deckung der nach Gesetz dem
Arbeitgeber iiberbundenen Beitrige an cine staatliche
Alters- und Invalidenversicherung aus Mitteln eines andern
Rechtssubjektes (eben der Stiftung) verstoft meines Er-
achtens gegen den Grundsatz der rechtlichen Selbstindig-
keit des Stiftungsvermdégens®®), ebenso gegen den vom
Stifter als dauernd gewollten Zweck der Stiftung, bestehend
in der FFirsorge (Pensionierung) fiir die Arbeiter und An-
gestellten, ganz abgesehen davon, dall diese Pensionsaus-
sichten meist bei Festsetzung des Lohnes im Dienstvertrag
beriicksichtigt werden. Sie mufite meines Erachtens in
dieser Richtung, weil dem Zweck widersprechend, aufge-
hoben werden. Das diirfte auch dem richtig verstandenen
Stifterwillen entsprechen. Der Stifter schlofl ja selbst (im
Jahre 1925) die ihm damals bekannten Zuwendungen aus
Kriegsgewinnen von einer derartigen Verwendung aus. Er
hat natiirlich nicht damit gerechnet, dafl 15 Jahre spéiter
sich dieselbe Sachlage nochmals ergeben wiirde. Hitte er
das gewullt, so hiitte er sicher die gleiche Anordnung ge-
troffen. Es muf} also angenommen werden, dal} er fir die
wihrend des heutigen KGewStBeschlusses gemachten
Aufwendungen dasselbe verfiigt hitte, weil ihm bekannt
war, daf3 sonst die Steuerbefreiung nicht gewihrt wiirde.

Nun mul} ich aber zugeben, dal} eine Trennung dieser
Zuwendungen von andern Mitteln der Stiftung praktisch
schwer ist und leicht zu MiBbrauch fithren kann. Hitte
sich der Stifter seiner Zeit dariiber Rechenschaft gegeben,
so hatte er gewill generell verfiigt, dafl aus der Stiftung
wohl Pflichtbeitrige der Angestellten und Arbeiter an die
staatliche Alters- und Invalidenversicherung bezahlt wer-

55) Vgl. die Beispiele bei Eberle S. 36/8.
56) Siehe die Ausfiihrungen betreffend Unzulissigkeit eines
Anderungsvorbehaltes in dieser Beziehung, oben S. 53 bei Note 16.
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den diirfen, auf keinen Fall aber solche, die der Arbeitgeber
zu leisten hat.

Die Anderungsbehiérde konnte daher die Zustimmung
zu einer Neufassung dieser Bestimmung im vorstehenden
Sinne geben, weil dies im wohlverstandenen Interesse der
Stiftung und im Geiste des Stifters lag. Doch durfte die
Bestimmung nicht einfach gestrichen werden, weil ja der
Stifter selbst die Moglichkeit einer Zahlung der Arbeit-
nehmerbeitrige aus der Stiftung vorsah. Steuerrechtlich
ist eine Bestimmung nicht zu beanstanden, die besagt,
daf die Stiftung zur Deckung von Arbeitnehmerbeitriigen
verwendet werden darf?7).

c) Personalfiirsorgestiftung der Firma C. Die
Stiftungsurkunde enthielt folgende Bestimmung:

«Die Verwirklichung des Stiftungszweckes soll vor-
nehmlich dadurch erfolgen, dafl dem gesamten Personal
in den Fillen von Ailter, Invaliditit und Krankheit
sowie bel Todesfall den Erben Anweisungen entrichtet
werden. Auch in allen denkbar moéglichen Féllen kénnen
Firsorgeleistungen jedweder Art erfolgen.»

Die Steuerverwaltung verlangte cine Aufzihlung aller
Falle von Firsorgebediiritigkeit, dazu Streichung des all-
gemeinen SchluBlsatzes, der beliebige Verwendungsmog-
lichkeiten gestatte, welche vielleicht nicht mehr als Per-
sonalfiirsorge gelten konnen,

Es unterliegt indessen keinem Zweifel, was der Stifter
gemeint hat, wenn er im Anschlufl an die Erwihnung
von Alter, Krankheit, Invaliditit und Todesfall beim
Personal von allen andern denkbaren Fillen von Fiirsorge-
leistungen spricht. Wenn Worte einen Sinn haber, so heil3t
dies selbstverstandlich: Fiirsorge fiir das Personal. Der
Stifter hat gewill angenommen, der Stiftungsrat wisse
spéter ohne weiteres, was damit gemeint sei, und die Auf-
sichtshehorde werde dariiber wachen, da3 nur im Rahmen
dieses Zweckes liegende Verwendungen erfolgen. Er mag

7) Das ist alte Steuerrechtspraxis, vgl. Eberle S. 38.
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gedacht haben an Notlagen:des Personals, die .etwa ein-
treten, weil Familienangehorige krank sind:oder unver-
schuldet. Ungliick haben. Das fallt alles in den:Bereich der
Personalfursorge, und man hatte wohl. erwartet daB . dies
auch im Bereich., des Steuerrechtes anerkannt wurde.LDas
war, nlcht s0., Als Voraussetzung der Steuerfrelhelt wurde
Jverlangt daB die. Stlftungssatzungen geandert, die. «andern
denkbaren Fa],le der Personalfursorge» elnzeln aufge,fuhrt
werden J8, handelte sich. also- darum, jene Tatbestinde
namhaft zu machen welche der Stlftungsrat zu -behandeln
hat Dafur standen Wahrschemhch -aus der . bisherigen
Praxis dieser Stlftung einige Belsplele zur Verfugung, 50~

x:;!‘.J

departement in, dem fruher w1edergegebenen Falle“) als
zu13531g erklart ‘hat, .

Die Anderung durfte also bew1lhgt Werden, ]edenfalls
dann, wenn das Personal (Destmatare) erklarte es be-
trachte dies . mcht als Schadlgung seiner. Anwartschaften
Das letztere 1st nicht wahrschemhch da m1t der Prazme—
rung eher eine Verengerung antrat DaB dles dern pra-
sumptlvén WilIen des Stifters, dem Gmst der St1ftung wider-
spreche durfte’ ruhig verneint werden. Der Stifter hat ja
die Auslegung des allgememen Schlufsatzes der erwihnten
Bestimmung ohnehin in die' Hand ‘des’ Stlftungsrates ge-
legt, also selber nicht naher bestlmmen Wolien, sondern
eine’ Ermachtigung erterlt ‘die’ja auch durch’ chhthmen
r‘n cinem Reg}ement hatte praz131ert werden konnen

d) Fursorgefonds iur Beamte und Angestellte
der Flrma D. Hier standen Verschledene Punkte zur Dis-
kussmn.[ :

Die. eldg Steuerverwa.ltung verlangte Strelchung de,s
Wortgs «Beamte»l Was der Stifter damit gemeint. hat,
steht auBer ZwelfeL naml;lch dlﬁ, hoheren Angestellten des
Untemehmens Stlftupgsrﬂchthch s:tand dieser. Strelchung

58) Oben “S: 67 bei Note.43::== VerwEnts¢h. 1935 eNn.‘.: 5.6.;
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nichts in 'Wege: Es hatte keinen Sinn, die Anderung einer
derart belanglosen Emzelhelt zum Nachtell der Stlfturlg
zu vervelgern 59) Fri farees :

e i ATs VoraussetZung der Steuerfreiheit wurde sodann d1e
Andermg folgender Bestlmmung verlangt o

,mjf «Soweit das St1ftungsvermogen mfolge staathcher
Maﬁrghmen fur qusorgezwecke seine bestlmmungs-—
,gemale. Verweqdung nicht finden kann, ‘1st die Gesqll—
,_ evschafi berechtlgt, iiber das St1ftungsvexmogen zugunsten
J}depr Wohlfahrtszwecke zZu .verfiigen oder dasselbe
fur sdche Zwecke zu reservieren, Jede Verwendung fur
ander> Zwecke, als sie in den vom Verwaltung,srat er-
lasseren Bestimmungen vorgesehen sind, unterhegt der
2?7 Genelmlgung der eidg.: Steuerverwaltung LR R

Hier gll‘r dem Grundsatz nach dasselbe, was ich oben’ unter
1it’ b betreffend den Pensionsfonds fiir das Personal der
Fn-ma B ausgefuhrt habe. Auch hier konnte einé Bestlm-
mTrng ‘mit dem dort’ angegebenen mod1fiz1erten Inhalt an
die”'Stele der beanstandeten Anordnung treten. Dal} eine
soléhe’ Anderung im Geiste der Stiftung 1ag, schieint mir
schon draus hervorzugehen, daB der Stlfter Jedé Verwen—
dung fur andere Zwecke von der Genehmlgung der SteLier-
Verwaltung abhangld ‘machte. 'Es ‘war dalier hier so, wie
wenn el entsprechender Anderungsvorbehalt Voriage der
sich!ith Rahmen dessen ha}t Was fruher 60) als zulass1g
ﬁe*zeichnet wurde SEEELES AR = AEEERE

IasSung) eme Anderung der Stlftungssatzung m ‘dem Smne
i’ Eragc daB ein Mltghed des” Stlftungsrates ‘durch das
Persona.’ (statt ‘durch den’ Verwaltungsrat des Unterneh—

eﬁs} g=wah1t werden soll Dlese Neuerung war zu13551g,
W)éﬂ es gch hler um eme unwesenthche, _aber durchaus 1m

59) Dus; . Urte,ll daruber, ob -ein: derartlges ‘BegeHren--anf Andea
rung der Stiftungssatzung steuerrechtlich haltbar sei, uberlasse ich
dem Leser. SEEETE ‘

80) Sithe oben II b, S. 51/3 bei Noten: 11--—16
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Geist und im Interesse der Personalfiirsorgestiftung lie-
gende Neuerung handelte.

Endlich wurde von Seite des Stiftungsrates die Ande-
rung oder Aufhebung des Stiftungsregulativs gewiinscht.
Zu diesem Punkte sei verwiesen auf die frithern Ausfiih-
rungen %) tiber das Stiftungsreglement, dessen Verhaltnis
zur Stiftungsurkunde und dessen grundsitzliche Abénder-
barkeit. Es war also abzukliren, ob das Reglement Be-
stimmungen enthalte, die als Teil des Grundgesetzes der
Stiftung in die Stiftungsurkunde gehort hiitten und die
daher hiatten beurkundet werden miissen ¢2). Traf das nicht
zu, so war das Reglement im Rahmen der Stiftungsurkunde
abidnderbar.

e) Personalfiirsorgefonds der Firma E. Diese
Stiftung hatte mit einer Versicherungsgesellschaft eine
Gruppenversicherung abgeschlossen und zu diesem Zweck
das Stiftungsvermogen verwendet, was an sich zulissig ist.
Die Gesellschaft hatte vor einigen Jahren eine Tochter-
gesellschaft gegriindet. Diese iibernahm von der Muttergesell-
schaft einige Angestellte, die Anspriiche auf den Fiirsorge-
fonds der Muttergesellschaft haben. Die Stiftung verein-
barte hierauf mit der Versicherungsgesellschaft, da3 auch
die iibrigen Angestellten der Tochtergesellschaft in die
Gruppenversicherung einbezogen werden.

Die Steuerverwaltung hatte zunéchst erklirt, dal sie
die Zuwendungen der Tochtergesellschaft nur als steuer-
frei behandle, wenn die Rechte und Pflichten aus dem
Vertrag mit der Versicherungsgesellschaft auf eine selb-
standige Stiftung iibertragen werden. Spiter erklirte die
Steuerverwaltung, von diesem Begehren abzusehen, sofern
die Stiftung der Muttergesellschaft ihren Zweck dahin
erweitere, dal} sie die Auszahlung von Zuwendungen auch
an das Personal der Tochtergesellschaft vorsehe. War eine
solche Zweckanderung stiftungsrechtlich statthaft?

61) Oben IIc S. 54/6.
62) Vgl. Eberle S. 87/8.
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Soweit es sich um die von der Muttergesellschaft zur
Tochtergesellschaft iibergetretenen Angestellten handelt,
besteht kein Bedenken; diese Angestellten waren schon
bisher berechtigt und arbeiten lediglich bei der Tochter-
gesellschaft, die wirtschaftlich mit der Muttergesellschaft
unbestritten in engem Zusammenhang steht.

Der Einbezug der iibrigen Angestellten der Tochter-
gesellschaft mag auf den ersten Blick als eine Ausdehnung
des Kreises der Destinatire, somit als Zweckerweiterung
erscheinen. Eine solche ist aber in der Regel niclit neben-
sachlich ). I&s war daher zu untersuchen, ob die konkreten
Verhilinisse gestatteten, diesen Fall praktisch wie eine
Geschéftserweiterung der Muttergesellschaft zu behandeln.
In solchem Falle haben sich die Destinatire auch nicht zu
beklagen; denn die Erweiterung des Geschiiftes liegt in der
Befugnis des Unternehmens, auch wenn die Zahl der
Destinatire und die mogliche Beanspruchung der Stiftung
damit groer wird. — Wenn nun die Verflechtung der
Muttergesellschaft mit der Tochtergesellschaft derart war,
daBl man praktisch mindestens von einer wirtschaftlichen
Einheit sprechen darf, und wenn (wie zutraf) die Tochter-
gesellschaft fiir ihr Personal entsprechende Zuwendungen
an die Stiftung der Muttergesellschaft macht, so durfte
die Satzungsinderung im genannten Sinne erlaubt werden,
da sie im Rahmen des Stiftungszweckes und im Geiste der
Stiftung lag.

f) Die Personalfiirsorgestiftung der Firma F
bezweckt die Gewihrung von Unterstiitzungsbeitriigen an
Angestellte und Arbeiter der Firma, nach freiem Ermessen
des Stiftungsrates unter Wahrung des Zweckes. Verlangt
wurde eine Satzungsanderung zwecks Aufzéhlung der
einzelnen Fille. Die Anderung konnte bewilligt werden
aus Uberlegungen, die denjenigen zum Falle C entspre-
chen ®). Es handelte sich offensichtlich nur um eine Kon-

%) Siche oben III Db S. 65.
84) Siche oben lit. ¢ S. 73/4.
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kretisierung. und: Bestidtigung der bisherigen ioder der
voraussehbaren kiinftigen Praxis, fiir welche das freie Er-
messen. .des Stxftungsrates im-. Rahmen des Zweckes maB-
gebhch war.

‘Sodann enthlelten dle Statuten der Stlftung eine Be-
stlmmung, derzufolge im Falle der-Auflésung der Stiftungs-
rat iiber die Verwendung des vorhandenen Stiftungsver-
mogens: bestimmt. Zur Beseitigung von Bedenken wurde
die Beifiigung eines Zusatzes gewiinscht, wonach ein Riick-
fall an die Stifterin (stiftendes Unternehmen) nicht statt-
fmden dirfe. Dieser Zusatz durfte bewilligt werden. Er ver-
stoBt nicht gegen den Stiftungszweck. Es lag kein Indiz
dafir vor, daB die Stifterin urspriinglich an einen.solchen
Riickfall gedacht hat. ; -

. 8) Personalfursorgestlftung der Flrma G Hler
‘Sta.nd unter anderem die Anderung einer eigenartigen Li-
quidationsbestimmung der Stiftungsurkunde in Frage.
Die Stifterin hatte fiir den Fall der Beendigung der Stif-
tung \zwei. Varlanten vorgesehen, namlich entweder Zu-
weisung des_ verbleibenden Stiftungsvermogens .an eine
offentliche oder private Arbeitnehmerfiirsorgeinstitution
(mit oder ohne Auflage) oder aber Zuwendung nach. erb-
rechtlichen: Grundsitzen an die dannzumal noch .lebenden
Blutsverwandten des gegenwartigen Hauptaktionars (die
Blutsverwandten. waren nicht Destinatire der: Stiftung).
Welche der beiden Varianten zur Anwendung kommen solle,
liegt im Ermessen des Stiftungsrates.

Verlangt wurde nun (aus steuerrechtlichen Grunden)
die Strelchung der' zweiten Variante (Zuwendung an die
dannzumal’ noch' lebenden Blutsverwandten des ‘Haupt-
aktlonars) ‘Wie aus der Stlftungsurkunde selbst ersichtlich
ist, ging der Wille der Stifterin nicht" ‘ausschlieBlich auf
die zweite Variante; die Stifterin stellte auf’ das Ermessen
des Stlftungsrates ab. Es handelte sich also’ nicht um eine
subjektiv wesentliche Bestimmung. Die zweite Variante
konnte gestrichen werden. (Die erste Variante ist iiberdies
diejenige, auf welche der Stifter nach. dem ganzen Zweck
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seiner. Stiftung: und: nach' den -einschligigen :Stiftungsbe-
stimmungen mehr Gewicht gelegt hat:) D‘ie}&nd’eruri‘g dlibrﬁ:e

,»..

bemlhgt werden ey T s

‘‘‘‘‘ 'h) Die Statuten der Personalfursorgestlftung der Flrma
H; bestimmten: «Die: Firma H . widmet dieser: Stiftung
entweder Kapitalbetrage in bar oder i Form: von Schuld-
verpflichtungen der Firma.» Die Steuerverwaltung machte
die Einrdumung der Steuervergiinstigung davon abhéngig,
daB diese Bestimmung ergéinzt - werde durch einen Zusatz,
wonach diese Schuldverpflichtungen der Firma verzinslich
erklart werden. Die vom Stiftungsrat hiefiir nachgesuchte
Satzungsinderung konnte von der Anderungsbehérde be-
willigt werden; weil nur: im:Interesse der Stiftung liegend
und mit deren Sinn und Geist im Einklang ¢3). W m

4o 4), Der Personalfiirsorgefonds. der ‘Firma; J be-
stand als Stlftung schon vor dem Inkrafttreten des revOR
(1937). Die Stiftung wollte in ihre Statuten nachtriglich
elne Bestlmmung aufnehmen, wonach das Stiftungsver-
rpogen in einer Forderung an die Gesellschaft (Stlfterln)
bestehen kénne. Durfte eine solche Anderung bezw Er-
ganzung der Stiftungssatzungen bew1lhgt Werden‘? |

‘Nach Art 3 der Ubergangsbestlmmungen zum revOR
miissen Gesellschaften (und Genossenschaften) welche vor
Inkrafttreten des revOR Vermogenstelle zur Grrundung und
Unterstutzung von Wohlfahrtsemnchtungen fir, Ange-
stellte und Arbeiter (sow1e fiir Genossenschafter) erkennbar
{gewzdmet haben, d1ese Fonds bmnen 5 Jahren den Be-
stimmungen des Art. 673 (862) anpassen. — ‘GemaB Art.673
(862) sind derartlge erkennbar Wohlfahrtszwecken gewid-
n}ete Vermogenstelle aus dem Vermogen der Gesellschaft
;auszuscheiden und. in eine Stiftung iiberzufithren.. Art. 673
»Aibs 3 (862 Abs 3) gestattet Hl der Stlftungsurkunde zu

b1 “5) -Vgl in dlesem Slnn Urtell des Bundesgerlchtes vom 2 Aprll
1947 i. S. Wohlfahrtsfond der Firma H. M. gegen RegR . Solo-
thurn; siehe auch den Tatbestand von BGE 72 1.§:205f,
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bestimmen, daf3 das Stiftungsvermogen in einer Forderung
an die Gesellschaft (Genossenschaft) bestehe.

Diese Regelung nach revOR gilt nach ihrem Zweck und
Sinn nur fiir die Fille der Uberfithrung derartiger Vermo-
gensteile in Stiftungen (oder gleichzustellende rechtlich
selbstiindige Organisationsformen), ferner fiir die seit In-
krafttreten des revOR errichteten neuen Personalfiirsorge-
stiftungen, nicht aber fir altrechtliche Stiftungen. Fiir diese
letzteren bleibt in dieser Beziehung das bisherige Stiftungs-
recht nach ZGB maf@igebend. Dem hier in I'rage stehenden
Begehren der Stiftung J durfte nicht stattgegeben werden.
Nach ZGB ist nicht nur die Riickgabe des Stiftungsvermo-
gens ausgeschlossen, sondern auch die Umwandlung des
iibergebenen Vermdgens in eine blofle IForderung gegeniiber
dem Stifter 959).

k) Die Reihe dieser pralktischen Fille liele sich durch
weltere Beispiele vermehren. Es wiire etwa auf folgende
Tatbestiinde hinzuweisen:

—- Bisher diente die Personalfiirsorgestiftung nur der
Altersbeihilfe; nun soll die Hinterbliebenenfiirsorge mit-
eingeschlossen werden.

— Die urspriinglich fur alle Angestellten bestimmte Stif-
tung soll in Zukunft aus versicherungstechnischen
Grinden nur firr eine Kategorie A gelten. Fir die Kate-
gorie B wird eine neue Stiftung errichtet. Das auf die
bisherigen Destinatire der Kategorie B entfallende
Stiftungsvermogen wird aus der bisherigen Stiftung in
eine neue Stiftung tibertragen 69).

65a) Siehe oben IIDb, speziell S. 53 bei Note 16. Ob eine solche
Umwandlung von Vermdgen in eine Forderung an den Stifter unter
sinngemifler Anwendung von Art.85 ZGB in Irage kommen
konnte, wenn die Erhaltung des Vermogens oder die Wahrung des
Zweckes der Stiftung eine solche MaBnahme erheischen wiirde (so
die in Note 45 erwidhnte Ziircher Praxis), mag hier unerortert
bleiben.
66) Vgl. den in Note 42 angefiihrten Fall.
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— Die Stiftung sieht nur freiwillige Beitrage (des stiften-
den Unternehmens) vor; nunmehr soll die ganze Fiir-
sorgeinstitution auf versicherungstechnischer Basis auf-
geraut werden, mit Beitrigen der Stifterin und der
Destinatare.

— Die Stiftung weist keine Bestimmungen auf fiir den Fall
der Geschaftsiibertragung, der Fusion usw. Es sollen
entsprechende Vorschriften in die Stiftungsurkunde
aufgenommen werden.

Sdche Sachverhalte konnen nicht abstrakt entschieden
werden. Fiir die Beurteilung wiren die konkreten Stiftungs-
satzuigen mitzuberiicksichtigen.

Dic Erorterung derartiger und weiterer Anderungstat-
bestirde wiirde iiber den dieser Abhandlung gesetzten
Rahmen hinausfiihren. IThr Zweck war es, das Problem als
Ganzes zu beleuchten, die fiir jeden Fall maligebenden
Gesicitspunkte darzulegen und deren Anwendung an eini-
gen Beispielen zu illustrieren. Der Praxis bleibt die ebenso
reizvdle wie heikle Aufgabe, den Einzelfall zu entscheiden,
und zwar so, dall dem Willen des Stifters Nachachtung
versclafft, anderseits aber auch die Stiftung lebensféhig
erhalten wird. Der vorstehende Aufsatz will dazu den Weg
weisel.

Zeitshrift fiir Schweizerisches Recht. Neue Folge Band 66. 6






	Abänderung von Stiftungssatzungen nach schweizerischem Zivilrecht

